




3
. Student Jugendhochschule der FDJ '1971 bis 1972
. Angestellter Redaktion ,Junge Welf 1972 bis 1976

ln mindestens 2 herausgegebenen Duplikaten wird auf eine straftechtliche Verurteilung des
l[,t/Gl ' ab§estellt. Der liberuiegende Teil'der Belegkopien betriffr lnhalte vor
1 970Il 1 (Hilfsarbeiter/Femmeldemonteur Femmelde-/Femmeldebauamt).

ln der Herausgabeinformation (Pressestelle, AL AU, BHL) zur Person 
^,\a,wird 

als
Antragsthema ,Einfluss des MfS auf den beruflichen Werdegang von DDR-Jou?frälisten am
Beispiel ausgewählter Einzelpeßonen' an§egeben. ln der Erläuterung wird vermerkt, dass er
von 1975 bis 1980 inoffizieller Milarbeiter war und während des Grundwehrdienstes angewor-
ben wurde und auch während des Studiums der Joumalistik lM war. Zumindest ab 1980 war er
hauptamtlicher Mitarbeiter.

lnsgesamt wurden mehr als 1000 Seiten in Papierform oder als digitale Kopie auf CD/DVD her-
ausgegeben.

Auf eine weitere lückenlose Auftlärung dei Herkunft der nicht angefragten Personen(daten)
wird zunächst vezichtet.

ll. Rechtliche Beurteilung

Zu verschiedenen Personen waren nur lnformationen zugänglich, die den Wehrdienst betrafen
(Soldat auf Zeit beim t\rffS oder lM während der Wehrdienstleit -;1?ei:u ^-(.e:e'Z

). Die entsprechenden Unterlagen lagen dem zuständigen Sachbearbeiter ab JutrTAifut#
Einsicht vor.

peisoo9l'

Die Zugangsgewährung hält einer rechtlichen Prtlfung nicht stand. Dör Antrag ist bereits in sei-
ner Ausgangsform umulässig. Die Erweiterungen in thematischer und personeller Form filhren
nicht zur Zulässigkeit. Vielmehr wird die anfänglicfie 'Unzulässigkeit weiter manifestiert.

a, Zulässigkeit des Anlrags

Die Verwendung von Untedagen durch Presse, Rundfunk und Film ist in § 34 SIUG gere-
gelt. Danach gelten die §§ 32 und 33 SIUG entsprechend.

Gemäß § 32 SIUG können zum Zwecke der politischen und historischen Aufaöeitung der
Tätigkeil des Staatsgicherheitsdienstes odei der Henschaftsmechanismen der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik Unterlagen zur Verfügung gestellt werden. So-
mit ist die eindeutige Benennung eines Themas beziehungs\ireise eine substantiierte Er-
läuterung des Vorhabens entsprechend den Anforderungen des § 32 SIUG zrvingend. Zu
beachten ist dabei, dass die Aufarbeitung stets vergangenheitsgerichtet sein muss.

Gemäß 3.2.2 der Richtlinie zu § 33 SIUG sind Anträge umulässig, die vordergründig auf
die Aufdeckung von Stasi-Verstrickunoen von Personen gerichtet sind, die heute be-
stimmte Funktionen in Politik, Venrvaltung oder GesellÖchafr innehaben. Es ist sichezu-
stellen, dass es über Anträge naÖh den §§ 32 tr. SIUG nicht zur Umgehung der Zugangs-
rechte riach den §§ 19 ff. SIUG kommt.

lnsoweit ergibt sich eine gesteigerte Prtifungspflicht des BSIU bei Anträgen, bei denen
möhrere Personen benannt werden. Dies gerade bei Themen, die sehr allgemein gehal-
ten und global sind. Davon abzugrenzeri sind Anträge, die die Aufaöeitung'am Beispiel
einzelner Personen beheiben, da diese im Regelfall zulässig sind, sofem nicht Anhalts-
punkte für eine offensichtliche Unzulässigkeit vorliegen.



Diesen Anforderungen genügt der Antrag vom 26.06.2015 nicht. Das Thema selbst ist mit
der Personengruppe Joumalisten bereits sehr weit gefasst. Es wäre eine Konkretisierung
erforderlich gewesen. Hier schon deshalb, da der Begriff des Joumalisten keine geschütz-

te Berufsbezeichnung ist. Am Antragstag wurden durch die Ergänzungen per E-Mail
schon mehr als 40 Personen eingereicht. lnsoweit b€stand bereits Anlass ftir nähere Be-
trachtungen. Von den 19 angefragten Personen konnte bei '15 ohne größeren Aufrvand
ein Verbandszusammenhang belegt werden, der aktuell ist bartr. den Zeitraum nach 1990
betrifft. Dieser war ebenfalls für die überuiegende Mehzahl belegbatl

Auf Grund dessen war davon auszugehen, dass eine Überprufung der Personen im
Rahmen eines Medienantrages erfolgon sollte.

Die thematische Emeiterung vom 01 .09.2015 st(M und bestätigt den ausforschenden
CharaKer des Ausgangsantrags. Durch di6se Ausdefnung wird letztlich eine Ausfor-
schung des gesamten Lebens bis zur politischen Wende in Bezug auf eine Tätigkeit für
das MfS eneicht, also offensichtlich eine Überprttfung der jeweiligen Personen. Dass es
dabei nur um die Feststellung einer Tätigkeit für das MfS geht, belegt auch eine Notiz des
zuständigen Sachbearbeiters auf einer Übersicht zu den Magazinanforderungen: ,Da lMs
gesucht werden, sind EPR-Akten + Karteikarten vorerst nur bei den Roho-Erfassten be-
stellt warden." lnsofem bestehen schon grundsäElich Zweifel an der Aufarbeitung. Die
Umgehung der ÜP - Tatbestände und damit die Ausforschung ist evident.

lm Übrigen ist zu dieser Eruveiterung aufgefallen, dass der Antrag erst nach Kenntnis des
Sachbearbeiters vom Akteninhalt gestelll wurde (mindestens 4 der ursprünglich angefrag-
ten Personen weisen herausgabefähige - Mitarbeiter - wehrdienstbezogene lnformatio-
nen auf, die herausgegeben wurden).

Auch dai permanente kurzfristige Nachreichen von Personen bestätigt die Vermutung der
Ausforschung und Überpriifung. Hierbei insbesondere auch deshalb, da zum Teil nur
noch Namen ohne weitere Grunddaten angegeben wurden.

Die Nachrangigkeit der Aufarbeitung ergibt sich außerdem aus den unterschiedlichen
Themennennungen und Bezügen im Antrag:

. Einfluss des MfS auf Joumalisten und Medien am Beispiel von

. Einfluss des MfS auf die Biographien von DDR-Joumalisten
o Kontakte zwischen DDR- und BRDMBJoumalisten
. Einfluss des MfS auf den beruflichen Werdegang voh DDR-Joumalisten am Bei-

spiel ausgewählter Einzelpersonen

Eine StUG-kop[oadAntragsbeaöeitung ist dabei ausgeschlossen.

b. Sonsüge Auffälligkeiten

Die Einführung von etwa 60 Personen durch den Sachbearbeiter in die Antragsbea6ei-
tung ohne jeglichen.Beleg für die Erforderlichkeit begegnet erheblichen Bedenken. Dies
besonders im Hinblick aufdas BundesdatenschuEgesetz (BDSG). Eine Rechtfertigung
mit der Herkunft aus Recherchen und Quervenryeisen erscheint unglaubwürdig und im
Gesamtkontext als offensichtlich nicht zutreffend. Bereits der Umfang steht dem entge-
gen.
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ln diosem Zusammenhang ist auch auf die Datennutzung zur person ein-
zugehen. Unvollständige Angaben zu Personen in Anträgen dürfen gru-nd§äEliEFnr*cht
durch die NuEung der in andelen verfahlen der Behörde erhobenen Daten ergänzt \irrer-
den. Die Nutrung ist so nicht zulässig. Unter Beachtung der Mitwirkungslast der Antrags- I
steller - § 26 Abs. 2 VtvWG - sind die erforderlichen Datetdurch ihn beizubringen. Däran
ändert auch der nach § 24 WvWG bestehende UntersuchungsgrundsaE nichts. Dies folgt
bereits daraus, dass e§ auch bei Eingriffen in Rechtspositionen von Dritten durch die

W.d-tgt/il,



Sachverhaltsermittlung stets einer entsprechenden

.l J
chen Ermächtigungsgrundlage

bedarf. DatenschuErechtliche Beschränkungen d , hier insbesondere § 13 Abs

2, sind auch im Rahmen der Amtsermittlung nach § chten (BeckOK
\ÄrVfG/Heßhaus VwVfG § 24 Rn. 32-33). lnsoweit bleibt Maßstab das BDSG.

Danach ist die Datennutzung für andere Zwecke nur sehr beschränkt möglich. Für Medi-
enanträge nach den §§ 32 ff. StUG scheint eine Nutsungsänderung unter Beachtung von

§ 14 Abs. 2 BDSG nlcht zulässig (auf eine detaillierte Darstellung mÖglicher Verstöße
nach dem BDSG und deren Folgen wird an dieser Stelle vezichtet).

Ebenso ist die Einbeziehung einer Reihe von Familienangehörigen eines lM in die An-
tragsbeaöeitung durch die Behörde nicht statthaft (Lammel - lM und 7 weitere Personen,
die nicht durch den Antragsteller angeführt wurden). Dadurch wird die gesamte Familie
einer Überprüfung unterworfen, was einen erheblichen Eingriff in das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht darstellt, der in dieser Form nicht zu rechtfertigen ist.

Die Nichtanonymisierung der Angaben zu Vorstrafen zusQP Ddsonerist rechtlich nicht
vertretbar. Unterlagen rfüt personenbezogenen lnformationen nach § 32 Abs. 1 SaE 1 Nr.
3 SIUG dürfen themenbezogen nurzur Verfligung gestellt werden, soweit durch deren
Venltrendung keine übenrviegenden schuta/vürdigen lnteressen des Mitarbeiters beein-
kächtigt werden - § 32 Abs. I SaE, 2 und 3 SIUG. Ausgeschlossen sind danach lnforma-
tionen, die strafbare Handlungen, Vorstrafen, Ordnungswidrigkeiten ohne Bezug zur Tä-
tigkeit für den Staatssicherheitsdienst oder zu den Herrschaftsmechanismen der DDR
sowie der SBZ betrefien. Auch unter Berucksichtigung däs Themenbezugs erscheint die
Nichtanonymisierung zweifelhaft. . o\L
Selbst bei der Annahme einer Zulässigkeit, wurden zu t-*,fI.- rcrsocl'Unterlagen heraus-
gegeben, die von der Antragserweiterung Ausbildung und Wehrdienst nicht erfasst wer-
den Cfätigkeit als Hilfsmaschinist Wasserwirtschaft bal. Hilfsarbeiter/Femmeldemonteur
Fernmelde-/Femmeldebauamt).

lll. Ergebnis

Der Medienantrag vom 26.06.2015 in der Form der verschiedenen Erweiterungen und
Ergänzungen ist nicht zulässig. Offensichtlich dient dieser der Aufdeckung von Stasi-
Verstrickungen der benännten Personen. lnsoweit erfolglen die Herausgaben der mehr
als 1000 Seiten ohne Rechtsgrund.

Das Erheben und Nutzen von personenbezogenen lnformationen, die nicht vom Antrag-
steller vorgetragen und vom Sachbearbeiter selbst in das Verfahren eingeführt wurden,
begegnet erheblichen Bedenken. lm Rahmen der Bearbeitung von Medienanträgen stellt
dies nach den gegenwärtigen Erkenntnissen eine unzulässige Nutsung(-sänderung) per-
sonenbezogener lnformationen dar.

lV. Weiteres Vorgehen

Der Vermerk sollte Diskussionsgrundlage der Auswertung mit dem Fachbereich unter Be-
teiligung des AL AU sein.

Hinsichtlich der festgestellten Unzulässigkeit des Antrages ist eine Anderung durch die
Auswertung mit dem Fachbereich nicht zu eruarten. Da die Beaöeitung des Antmges
mittlerweile abgeschlossen ist, besteht diesbezüglich kein Handlungsbedarf. Jedoch wird
über den weiteren Umgang zu entscheiden sein. Es wird vorgeschlagen, zunächst den
Antragsteller über die festgestellte Unzulässigkeit in Kenntnis zu seEen und.darauf hin-
zuweisen, dass jegliche NuEung der erhaltenen lnformationen nicht statthaft ist.




